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Verkündet am 31. Oktober 1962 
V H , Juetizobereekretär 
alp Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

04F.

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s
In dem Rechtsstreit

des Verbandes der Filmverleiher e.V., vertreten durch die 
Vorstandsmitglieder un(̂  von

jptraße Q,

Klägers und Revisionsklägers,
- Pro.zeßbevollmüchtigter: Rechtsanwalt Prof.Dr«

g e g e n
den Inhaber der 
Ingenieur Gustav

Lichtspiele,
in Hi »

Beklagten und 
- Prozeßbevollmächtigter; Rechtsanwalt

Revisionsbeklagten 9

hat der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 31» Oktober 1962 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Dr. Haidinger und der Bundesrichter 
Artl, Dr. Dorschei, Dr. Meager und Dr. Messner
für Recht erkannt;

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil 
des 3« Zivilsenats des Hanseatischen Ober­
landesgerichts zu Hamburg vom 4. Mai 1961 
aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung an das Berufungsgericht 
zurückverwiesen«» Diesem wird auch die Ent­
scheidung über die Kosten des Revisionsver­
fahrens übertragen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Der Beklagte betreibt seit über zehn Jahren ein Wander­
kinounternehmen o Er führt in acht Grten in von Gastwirten 
gemieteten Räumen Filme auf» Diese bezieht er von einer 
Reihe von Filmverleihfirmen5 die dem klagenden Verband an­
geschlossen sind und ihm ihre angeblich restlichen "Film- 
mietforderungen" abgetreten haben» Den Verträgen mit den 
Firmen sind die “Bezugsbedingungen für die Bestellung von 
Filmen durch Filmtheater'* zugrunde gelegt0 Diese enthalten 
unter II "Abrechnung und Abführung des Verleihante.ils" Uoa. 
folgende Bestimmungen:

"3° Grundlage für die Abrechnungs- und Zahlungspflicht 
des Bestellers bei prozentualer Beteiligung ist 
seine Bruttoeinnahme abzüglich der Vergnügungs­
steuer (Nettoeinnahme)o Unter Vergnügungssteuer 
ist dabei die tatsächlich gezahlte o»» Steuer, 
höchstens jedoch der gesetzliche Satz zu verste­
hen o o o die Bruttoeinnahme umfaßt die Gesamtein­
nahmen aus dem Verkauf von Eintrittskarten für das 
Gesamtprogramm9 dem der abzurechnende Film angehört, 
000 Unter Bruttoeinnahmen fallen jedoch nicht die 
Einnahmen aus »<>• Sondervorstellungen mit ausschließ­
lich anderen Filmen (s„ Ziffer VII 7)0 —  Weiter fal­
len nicht hierunter echte Eintrittspreiszuschläge 
(Eintrittspreisanteile) auf die der Abrechnung zu­
grundezulegenden Eintrittspreise (s0 Ziff» b) für 
Variete oder andere zusätzliche Bühnendarbietungen 
sowie echte Vorverkaufsgebühren9 soweit sich die 
Vorverkaufsstelle außerhalb des Filmtheaters des 
Bestellers befindet und die Gebühr nicht mehr als 
DM o,lo pro Eintrittskarte beträgt»

k0 Die abzurechnenden Eintrittspreise sind die vom
Besteller tatsächlich geforderten Preise, mindestens 
jedoch die in diesem Filmbestellvertrag festgeleg­
ten, oder, ooo die bei Unterzeichnung des Angebots 
tatsächlich erhobenen Preise» Hierbei sind Zuschlä­
ge (Eintrittspreis-Anteile) gern» Ziffer 3 Abs« 3 
gesondert auszuv/eisen»
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8. Der Besteller hat »». o der von der Verleihfirma 
oder vom Verband « 0»« beauftragten Stelle » <> » » 
auf Verlangen sämtliche Unterlagen für die Ab­
rechnung * a do zur Einsichtnahme vorzulegen *> •».
Der Besteller ist verpflichtet;, die Kosten der 
Kontrolle zu tragen wenn durch diese die Unrich­
tigkeit einer Abrechnung zu Ungunsten der Verleih­
firma festgestellt worden ist«”

Der Beklagte ließ die Eintritts^arten^zu seinen Filmvor­
führungen, auf die Preise von o,$o l,oo DM aufgedruckt
warenj durch die Gastwirte verkaufen, von denen er die Film­
vorführungsräume gemietet hatte» Sie erhoben von den Film­
besuchern je Karte einen Zuschlag von o,o5 DM? in einigen 
Fällen von o,lo DM, den sie für ihre Mühewaltung beim Ver­
kauf einbehielteno Der Beklagte ging bei seinen Abrechnungen 
mit den Verleihfirmen nur von den auf gedruckten Preisen (ohne 
die Zuschläge)auso

Der Kläger vertritt die Auffassung, die erhobenen Zuschlä­
ge gehörten zum Eintrittspreis, weil sie nicht als "echte 
Vorverkaufsgebühren" anzusehen.-. < seien» Er behauptet, an­
lässlich einer in der Zeit vom 19» Oktober 1958 bis 2o» No­
vember 1958 vorgenommenen Revision der Einnahmen des Beklag­
ten aus dem Kartenverkauf sei diese falsche Abrechnungswei- 
se festgestellt und gleichzeitig dabei ermittelt worden, 
daß der Beklagte den Verleihfirmen auf diese Weise in der 
Zeit vom 1» August 19^8 bis 31» Dezember 1958 einen "Ver- 
leihanteil" von mindestens (bei einem Zuschlag von nur 
o3o? DM) 21 5oo,oo DM vorenthalten habe» Die Kosten der 
Revision, die der Beklagte nach den Bezugsbedingungen 
ebenfalls tragen müßte, hätten sich auf 2 036,2o DM be­
laufen» Der sich aus beiden Summen ergebende Betrag von 
23 53^,2o IM nebst Zinsen wird im gegenwärtigen Rechts­
streit geltend gemacht0
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Der Beklagte bestreitet die Klagforderung nach 
Grund und Betrag. Er meint, die Zuschläge könnten nicht 
zu den abrechnungspflichtigen Einnahmen gerechnet 
werden, zumal die Art seines Verkaufs durch die Gast­
wirte und seiner Abrechnung den Verleihfirmen bekannt 
gewesen sei. Außerdem beruft er sich gegenüber den 
über vier Jahre zurückliegenden Beträgen auf Verjährung.

Bas Landgericht hat die Klage abgewiesen. Die 
Berufung blieb ohne Erfolg. Mit seiner Revision, deren 
Zurückweisung der Beklagte beantragt, verfolgt der 
Kläger seinen Klaganspruch weiter.

Entscheidungsgründe:

Io Bas Berufungsgericht stellt fest, der Beklagte 
habe die von den Gastwirten erhobenen Zuschläge nicht 
erhalten. Aus II Nr. 3 der Bezugsbedingungen entnimmt 
es, er habe seiner Abrechnungs- und Zahlungspflicht 
genügt, wenn er nur die von den Gastwirten ihm ab­
gelieferten Gelder ohne die Zuschläge der Abrechnung 
zugrunde gelegt habe. Ob diese Zuschläge echte Vor­
verkauf sgebühren im Sinne der Bezugsbedingungen 
(II Kr. 3 Satz 5) darstellten, hält es für zweifelhaft, 
aber auch für unerheblich, weil es in erster Reihe 
darauf ankomme, ob den Verleihfirmen die Kartenver­
käufe und die Erhebung der Zuschläge bekannt gewesen 
seien und ob die Vertragspartner den Zuschlag der 
Gastwirte als echte Yorverkaufsgebühr behandelt 
wissen wollten. Von letzterem glaubt es auf Grund 
der Beweisaufnahme ausgehen zu können.



II. Diese Ausführungen des Berufungsgerichts sind 
jn mehrfacher Kjnsicht nicht frei von Hechtsirrtum«
Das Berufungsgericht unterläßt es insbesondere, die 
’’Bezugsbedingungen’* abschließend und vollständig 
auszulegen. Das ist zunächst nachzuholen, ehe auf 
die weitere Begründung im Berufungsurteil einzugehen 
ist o

Bo Zur Auslegung der "Bezugsbedingungen^
Io Bei der hier den Filmbestellungen zugrunde 

gelegten ’’Bezugsbedingungen für die Bestellung von 
Filmen durch Filmtheater" handelt es sich um im ge­
samten Bundesgebiet gebräuchliche allgemeine Vertrags­
bedingungen (Formulare abgedruckt in SPiO, Filmhand­
buch, Gruppe 12/4 S. 207 ff, 217 ff). Diese können 
vom Revisionsgericht frei ausgelegt werden (Berthold/Hartliet, 
Filmrecht 1957 S. 411, 412; von Gramm, Grundfragen des 
Filmrechts 1957, 70, 72; Urt.des erkennenden Senats 
vom 12o Januar I960 - VIII ZB 34/59 - Ufita Bd• 31 I960,
S. 332)o Sie sind von den Spitzenverbänden der Film­
verleihfirmen und der Theaterbesitzer frei ausgehan­
delt (Berthold/Hartlieb aaO S. 412)»

IIo Der Ausgangspunkt des Berufungsgerichts, es 
komme darauf an, ob der von den Gastwirten erhobene 
Zuschlag zu den (aufgedruckten) Eintrittspreisen eben­
falls abrechnungspflichtig war oder als echte Vorver­
kaufsgebühr anzusehen ist (£U 13), ist grundsätzlich 
richtig»

lo Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts 
kann sich jedoch für die Verpflichtungen des Beklagten 
den Verleihfirmen gegenüber nichts allein daraus er-
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geben, de? die Gastwirte die - im Einvernehmen mit ihm - 
erhobenen Zuschläge behalten haben und daß der Behlarte 
sie nicht erhalten hat- Nach Nr. II 3 Satz 1 der Be­
dingungen ist Grundlage für die Abrechnungs- und Zahlung?- 
pflicht des Bestellers zwar "seine Bruttoeinnahme" ab­
züglich der (tatsächlich gezahlten) Vergnügungssteuer 
(Nettoeinnahmen)« Bas spricht aber nur scheinbar dafür, 
daß abrechnungspflichtig nur das ist, was der Kinobe­
sitzer erhält oder behält. Unter II 3 ist nämlich genau 
festgelegt, was unter Bruttoeinnahme im Sinne von Satz 1 
zu verstehen ist. Sie umfaßt (zu vgl. Satz 5 in Kr. 3 
der abgedruckten Bedingungen): "Die Gesamteinnahmen aus 
dem Verkauf von Eintrittskarten für das Gesamtprograrnm1’, 
»Yer das Geld unmittelbar einzieht, ist hier nicht er­
wähnt, auch gleichgültig. In Nr. 4 Satz I ist nämlich 
ergänzend bestimmt, daß die abzurechnenden Eintritts­
preise die vom Besteller tatsächlich geforderten Preise 
oder die tatsächlich erhobenen Preise sind. Mit diesen 
Freisen, auf deren tatsächliche Forderung oder Erhebung 
die Abrechnungspflicht abgestellt ist, kann nur der 
Preis gemeint sein, den der Besucher zahlen muß, um 
das Hecht zum Besuch der Kinovorstellung zu erhalten»
Das war hier der Gesamtbetrag (aufgedruckter Preis 
nebst Zuschlag), ohne dessen Entrichtung sich niemand 
eine vom Beklagten veranstaltete Kinovorstellung ari­
schen konnte» Eine Trennung in einen vom Beklagten 
geforderten (aufgedruckten) Eintrittspreis und in einen 
vom Gastwirt beanspruchten Zuschlag ist im Verhältnis 
sur Verleihfirma, von besonderen Vereinbarungen abge­
sehen, nicht möglich. Es ist nämlich, wie auch das Be­
rufungsgericht selbst ausführt, grundsätzlich Sache 
der Kinobesitzers, die Eintrittskarten zu verkaufen



und von dem Eric? daraus auch sejne Verkaufskesten zu 
tragen, die den abrechnungspflicbtigen Erlös nicht 
mindern können. Ob er den Verkauf seihst vornimmt, 
ihn reinen Angestellten überläßt oder Dritten über­
trägt, ist im Ergebnis unerheblich. Wenn der Beklagte 
hier den gesamten Kartenverkauf aus betriebsbedingten 
Gründen den Gastwirten überließ, so nahmen diese für 
ihn den Verkauf auf Grund besonderen Vertragsverhält- 
nisses vor. Was sie den Kinobesuchern im Namen des 
Kinounternehmers, des. Beklagten, abverlangten, ist 
- zunächst einmal grundsätzlich - der vom Besteller 
(dos Films), dem Beklagten, tatsächlich geforderte 
Eintrittspreis. Was die Gastwirte auf Grund ihrer Ab­
machung mit ihm für sich behalten durften, ist unerheb­
lich, es sei denn, es handele sich, worauf noch einzu­
gehen ist, bei dem "Zuschlag" um eine "echte" Vorver­
kauf sgebühr o

Nur eine solche Auslegung entspricht - von den 
besonderen Verhältnissen beim Beklagten zunächst einmal 
abgesehen - dem Sinn und Zweck der Allgemeinen Bezugs­
bedingungen. Die Abrechnung und Zahlungspflicht soll 
sich ein für alle Mal nach einer leicht erkennbaren 
und deshalb auch leicht nachprüfbaren Berechnungsgröße 
ausrichten. Das sind die vom Besucher tatsächlich ge­
forderten Eintrittspreise. Sämtliche internen Ver­
rechnungen mit Kassenstellen, Kassierern oder Ver­
rechnungen anderer Art, die im Eereich des Bestellers 
vorgenommen werden, sollen erkennbar den Verleiher 
nicht berühren. Sie sind allein Sache des Bestellers; 
jedenfalls dann, wenn keine besondere Vereinbarung 
getroffen oder aus anderen Gründen davon auszugehen
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ist, daß die Bezugsbedingungen insoweit auf den Wander- 
kinobetrieb des Beklagten keine Anwendung finden,

2o Las Berufungsgericht meint, bei dem Wander- 
kinobetrieb des Beklagten lägen besondere Verhältnisse 
vor, die in den Bezugsbedingungen nicht berücksichtigt 
seien. Dazu stellt es fest, die Gastwirte hätten zwecks 
Kontrolle des Umsatzes, nach dem die Saalmiete zu be­
rechnen war, den Kartenverkauf in der Hand behalten 
wollen. Aus diesem Grunde sei es dem Beklagten nicht 
möglich gewesen, eine Abendkasse einzurichten und 
selbst, zumindest teilweise, den Kartenverkauf durch- 
zuf(ihren. Deshalb hätten die Filmverleihverträge nicht 
geschlossen werden können, wenn der Beklagte darauf 
bestanden hätte, die Karten selbst zu verkaufen. Las 
ist weder zwingend noch erheblich. Kricht auszuschließen 
ist schon, daß sich die Gastwirte auch mit einer anderen 
geeigneten Kontrollmöglichkeit begnügt hätten, auch 
nicht, daß sie den Kartenverkauf doch durchgeführt 
hätten, wenn der Beklagte ihnen anstelle des ihnen 
von ihm genehmigten Zuschlags eine höhere Saalmiete 
zahlte oder sonst den Verkauf der Karten besonders 
vergütete. Für den Verkauf hätte er sonst, wenn er 
ihn nicht persönlich vornahm und damit seine eigene 
Arbeitskraft anderen Aufgaben entzog, eigene Angestellte 
einsetzen und bezahlen müssen. Bei einem Wanderkino 
mögen besondere Verhältnisse vorliegen. Dafür, daß 
alle solche Kinos sich ihren Geschäftsraumvermieter 
(Gastwirte oder sonstige Saalvermieter) regelmäßig 
zum Verkauf der Karten bedienen und bedienen müssen, 
liegt kein Anhalt vor, auch nicht dafür, daß das nur 
in der Form der Erhebung von Zuschlägen möglich sei 
und geschehe. Gerade weil, wie oben dargelegt (B I),



die Bezugsbedingungen zwischen den benderseitigen Spitzen- 
verbänden susgehanöelt sind , ist davon auszugehen, daß 
sie grundsätzlich auch auf Verträge mit den Besitzern 
solche;' Kinos Anwendung finden sollten» Dafür spricht 
auch die Sonderbestimmung: V "Aufführungsbefugnis"
Nr, 2: "Betreibt der Besteller ein Wanderfilmtheater, 
so verpflichtet er sich, keine Aufführungen innerhalb 
eines Umkreises von 5 km von einem stationären Film­
theater zu veranstalten". Da weitere besondere Be­
stimmungen nicht vorgesehen sind, muß unterstellt werden, 
daß sie nicht für erforderlich gehalten wurden oder et­
waigen "zusätzlichen Vereinbarungen", die in den je­
weiligen Vordrucken vorgesehen sind, im Einzelfall Vor­
behalten werden sollten»

Auch bei einem Wanderkino muß daher grundsätzlich 
als Bruttoeinnahme des Bestellers der .Betrag angesehen 
werden, den der Besucher für den Eintritt in das Kino 
entrichten muß; es sei denn, daß darin eine "echte Vor­
verkauf sgebühr" im Sinne der Bezugsbedingungen enthalten 
ist. Ein anderer abzugsfähiger Betrag (sog, Eintritts- 
proisar^eil nach IT 3 in Verbindung mit II 4 Satz 2) 
kommt hier nicht in Betracht«

IIIo Das Berufungsgericht läßt dahingestellt, ob 
die Zuschläge, die der Beklagte’den Gastwirten hier zu 
erheben gestattete, "echte Vorverkaufsgebühren" im Sinne 
der Bezugsbedingungen sind« Für das Revisionsverfahren 
muß daher davon ausgegangen werden, daß es sich nicht 
um echte Vorverkaufsgebühren handelt. Bei Zugrunde­
legung der Bezugsbedingungen, die wie auageführt, jeden­
falls grundsätzlich auch auf den Bezug von Filmen durch 
den Besitzer eines Wanderkinos Anwendung finden, hätte
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der Beklagte danach bei seinen Abrechnungen auch die 
von den Gastwirten erhobenen Zuschläge mit berücksichti 
müssen. Bas scheint das Berufungsgericht nicht verkannt 
zu haben, glaubt jedoch, der Beklagte sei dazu aus be­
sonderen Gründen nicht verpflichtet gewesen „

a er i

C. "Beha no lung11 der Zuschläge als echte Vorverkaufs- 
Gebühr.

I. Bas Berufungsgericht hält für entscheidend, ob 
die Vertragsparteien den Zuschlag der Gastwirte in jedem 
Palle als echte Vorverkaufsgebühr hätten “behandelt" 
wissen wollen. Bas glaubt es feststellen zu können. Dazu 
führt es aus, die Vernehmung der Vertreter der bekannte­
sten Verleihfirmen habe ergeben, ihnen sei der Vorverkauf 
durch die Gastwirte und die Erhebung eines Zuschlages, 
den sie einbehielten, bekannt gewesen; sie hätten diesen 
Zuschlag als echte Vorverkaufsgebühr aufgefaßt. Brei vor­
gelegten Verträgen (vom 14. Oktober 1955, 22. Juli 1959 
und 14» August 1959) entnimmt es, der Beklagte habe nach- 
gev/iesen, daß er in diesen Verträgen die Anerkennung der 
Vorverkaufsstellen und einer Vorverkaufsgebühr von 0,05 DM 
je Karte verlangt und auch erhalten habe» Bazu meint es, 
wenn einige Verleihfirmen später im Hinblick auf den 
vorliegenden Prozeß die Vorverkaufsgebühr nicht mehr 
anerkennen wollten, so sei das für die Entscheidung un­
erheblich, weil es allein darauf ankomme, ob den Ver­
leihfirmen bis zur Kontrolle der Verkauf der Karten 
durch die Gastwirte mit Aufschlag bekannt gewesen sei 
und sie Einwendungen gegen die Abrechnung des Beklagten 
ohne diesen Zuschlag nicht erhoben hätten. Es meint, 
wenn die "Vertreter einiger bekannter Verleihfirmen", 
auf die es sich stützt, auch keine Abschlußvollmacht
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gehabt hätten, so wären sie auf jeden Fall verpflichtet 
gewesen, in ihren Reiseberichten ihre Verleihfirmen auf 
den Vorverkauf durch die Gastwirte hinzuweisen« Der Be­
klagte habe hiernach bei seinen Abrechnungen und Zahlungen 
der leihmiete zu Recht davon ausgehen können, daß die 
Verleihfirraen die Zuschläge als echte Vorverkaufsgebiihr 
und damit als nicht abrechnungspflichtig anerkannten„

IIo Die von der Revision hiergegen erhobenen Ein­
wendungen sind nur zum Teil begründet«

1. Soweit die Revision das Verhalten der Vertreter 
der Verleihfirma von vornherein als rechtlich unerheblich 
ansehen will, kann ihr schon aus folgenden Gründen nicht 
gefolgt werden: Wenn diese Vertreter auch keine Abschluß­
vollmacht hatten, so waren sie doch jedenfalls von den 
Verleihfirmen ermächtigt, mit den Bestellern die Ver­
handlungen über einzelne Filmverleihverträge zu führenj 
Erkannten sie oder mußten sie bei diesen Vertragsverhand­
lungen erkennen, daß der Beklagte die Verträge nur bei 
Anerkennung der Gastwirtszuschläge als Vorverkaufsgebühr 
abschließen wollte, so mußten sie ihre Firmen hiervon 
unterrichten und auf eine Klärung dieser Frage in den 
Verträgen hinwirken (vgl« hierzu OLG München vom 
20» Kärz 1959 6 ü 501/59 in ZJfita Bd. 50 (I960) I S. 228)»
Taten sie das nicht, konnte aber der Beklagte auf Grund 
des Verhaltens der einzelnen Vertreter davon ausgehen, 
daß seine Verleihfirma mit der Behandlung der Gastwirte- 
zusc.hläge als Vorverkaufsgebühr einverstanden sei, so 
wurde damit ein Vertrauenstatbestand geschaffen, der 
diese Verleihfirma nach Treu und Glauben daran hinderte, 
nach Jahren dann in der Frage der Gastwirtszuschläge 
einen gegenteiligen Standpunkt einzunehmen und demgemäß 
für die zurückliegende Zeit Nachzahlungen zu verlangen»
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sind
2. Ob diese tatsächlichen Voraussetzungen gegeben 
muß aber für jede Verloihfirma gesondert geprüft

werdenc
Der Klager hat zwar einen Gesamtbetrag von 23 536,20 

e:i ngeklagt„ fiese Summe ist aber nach dem Klagvortrag 
Keine einheitliche Forderung. Sie setzt sich aus einer 
Reihe von Sinzelforderungen zusammen, den angeblichen 
rückständigen "Kietforderungen” verschiedener filver- 
leihfirmen, mit denen zwar Verträge nach einheitlichen 
Bedingungen, aber doch jeweils Einzelvertrage abge­
schlossen waren. Dabei hatten die verschiedensten Ver­
treter mitgewirkt* Was die einzelnen Beteiligten gewußt 
und vereinbart haben, z.B. der Inhaber der "Äjjm-Film- 
verleih", der Zeuge kann flicht allen anderen
Firmen zugerechnet werden. Bevor die Klage in vollem 
Umfange abgewiesen werden kann, müssen deshalb für jede 
der in Betracht kommenden Firmen die entsprechenden tat­
sächlichen Feststellungen getroffen werden. Hierauf hatte 
der Kläger im Schriftsatz vom 12. April 1961 S. 1 auch 
hingewiesen. Bei dieser Sachlage hatte das Berufungs­
gericht dem Kläger aufgeben müssen, die einzelnen Firmen 
anzugeben und notfalls auch den Gesamtbetrag nach Einzel­
beträgen aufzugliedern.

3o Die Revision erhebt auch mit Recht noch folgende 
Verfahrensrügen nach § 286 ZPO:

a) Das Berufungsgericht verwertet.bei seiner Beweis- 
Würdigung auch die vom Beklagten vorgelegten Verträge 
mit dem Jugendfilmverleih vom 22. Juli 1959 und dem 
Ä^U^-FiInverleih vom 14. August 1959» Aus diesen nach 
dem 31o Dezember 1958 abgeschlossenen Verträgen kann 
aber nach den zutreffenden Ausführungen der Revision
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nicht geschlossen werden, daß die genannten Firmen schon 
in der hier maßgebenden Zeit vom 1. August 1948 bis De­
zember 1958 die Behandlung des Gastwirtezuschlags als 
Vorverkaufsgebühr durch den Beklagten kannten und hiermit 
einverstanden waren. Den Ausführungen des Berufungs­
gerichts ist allerdings nicht mit Sicherheit zu ent­
nehmen, daß es überhaupt einen solchen Schluß ziehen 
wollte. Die angeführten Verträge könnten auch für die 
Beurteilung der Frage von Bedeutung sein, ob sich die 
genannten Verleihfirmen dann, wenn sie von ihren Ver­
tretern unterrichtet worden wären, von Anfang an auf 
eine entsprechende Vertragsgestaltung eingelassen hätten.

b) Der Vertrag vom 14. Oktober 1955 mit der C( 
Filmgesellschaft, aus dem im Berufungsurteil Schlüsse 
gezogen sind, enthält zwar den Vermerk: "Die Vorverkaufs­
stellen werden anerkannt". Daraus ergibt sich aber für 
sich allein noch nicht mit Sicherheit, daß damit auch 
die Gastwirte als "echte Vorverkaufsstellen" hatten 
anerkannt werden sollen, zumal der Beklagte, nach der 
Aussage des Gemeinderechnungsführers ZflHHl zu Protokoll 
vom 5« Mai I960 in zwei Geschäften in S Q H m m B  
(bei PflB und B r ^ p )  echte Vorverkaufsstellen unter­
hielt.

D.
Das Berufungsurteil kann hiernach nicht aufrecht­

erhalten werden.
Dos Revieionsgerieht ist auch nicht in der Lage, 

von sich aus den Klageanspruch ganz oder teilweise dem 
Grunde nach für gerechtfertigt zu erklären oder ganz 
oder teilweise abzuweisen. Wie schon aufgeführt wurde,



setzt sich der Kachzahlungsanspruch aus einer Reihe 
von Einzelansprüchen zusammen, die möglicherweise) 
auch dem Grunde nach verschieden zu beurteilen sind» 
Insoweit fehlt es an einer Aufklärung im einzelnen, 
die das Berufungsgericht deshalb nicht vorgenommen 
hat, weil es rechtsirrig geglaubt hat, den Anspruch 
auf Grund der Kenntnis und dem Verhalten einzelner 
Filmverleihvertreter einheitlich beurteilen zu können»

Entgegen der Auffassung des Beklagten kann auch der 
Anspruch auf Erstattung der Kosten für die von der 
Klägerin dur'chgeführte Kontrolle nicht unabhängig 
von dem streitigen Eachzahlungsanspruch wegen fehlen- 
der Rechtsgrundlage abgewiesen werden» Nach Nr» II 8 
der Bezugsbedingungen hat der Besteller die Kosten 
der Kontrolle zu tragen, wenn durch diese die Un­
richtigkeit einer Abrechnung zu Ungunsten der Verleih­
firma festgestellt worden ist» Der Kostenerstattungs­
anspruch hängt also davon ab, ob der Üachzahlungs- 
anspruch begründet istc

Bas angefochtene Urteil war deshalb in vollem 
Umfange aufzuheben und zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung an das Berufungsgericht zurückzuver­
weisen o Da die Entscheidung über die Kosten der Revision
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von der noch offenen Sachentscheidung abhängt, 
sie dem Berufungsgericht zu Übertrageno
Pro Haidinger Artl Dr.

war auch 

Dorschei
Dr» Mezger Dr. Messner
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